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DEMOKRATIE UND MENSCHENRECHTE

Am 4. September 2022 lehnte 
die chilenische Bevölkerung den 
Verfassungsentwurf ab, mit 
dem die unter der Pinochet-
Diktatur entstandene und seit 
1980 geltende Verfassung er-
setzt werden sollte. Nach dem 
Scheitern des Referendums 
könnte Chile nun eine weitere 
politische Krise erleben.

Der Wille der Bevölkerung, die 
aktuelle Verfassung zu ändern, 
ist nach wie vor da. Die Regie-
rung muss nun einen neuen 
Prozess einleiten, dessen Her-
ausforderung darin bestehen 
wird, die Stärken des ersten Ent-
wurfs beizubehalten und gleich-
zeitig auf Kritik zu reagieren.

Die demokratischen Innovatio-
nen des Verfassungsentwurfs 
hinsichtlich Geschlechterge-
rechtigkeit und Umweltschutz 
sind weltweit wegweisend 
und werden nicht so leicht 
rückgängig zu machen sein.
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FRIEDRICH-EBERT-STIFTUNG – ENTTÄUSCHTE HOFFNUNG

Ursprung bis hin zu den aktuellen Entwicklungen rekonstru-
iert. Im Anschluss erfolgt eine Bewertung der Arbeit des 
Verfassungskonvents, um die Ursachen für sein Scheitern zu 
verstehen. Abschließend wird eine Bilanz der Ereignisse ge-
zogen und ein Ausblick auf die zukünftigen Probleme gege-
ben, die das Land wird meistern müssen.

Chile nimmt seit einiger Zeit eine Sonderstellung im Herzen 
der progressiven Welt ein. Im Herbst 2019 mündeten die ge-
sellschaftlichen Proteste gegen den Neoliberalismus in ei-
nem demokratischen Prozess, um die von der Pinochet-Dik-
tatur geerbte Verfassung von 1980 hinter sich zu lassen. 
Zwei Jahre später wurde der 36-jährige frühere Studenten-
führer Gabriel Boric zum Präsidenten gewählt – Ausgangs-
punkt für eine neue Welle progressiver Regierungen in La-
teinamerika.

Genau zu diesem Zeitpunkt, als die alte Welt im Sterben lag 
und die neue noch nicht geboren war, um mit Gramsci zu 
sprechen, lehnte die Bevölkerung den Verfassungsentwurf 
zur Ablösung der alten Verfassung ab. Zwar hat die alte 
»Magna Carta« ihre Legitimität verloren, doch auch der 
neue Entwurf wurde mit deutlicher Mehrheit abgelehnt. 
Das Land befindet sich in einem Interregnum.

In dieser Situation besteht die Herausforderung nun darin, 
den weiterhin bestehenden Willen der Bevölkerung zur Än-
derung der Verfassung aufzugreifen und einen neuen Pro-
zess einzuleiten, der sowohl die Stärken des alten Entwurfs 
aufgreift als auch auf die Kritikpunkte eingeht. Allerdings 
könnte die wirtschaftliche Ungewissheit einem neuen Ver-
fassungsprozess im Wege stehen. Die Regierung muss ihre 
Prioritäten daher pragmatisch abwägen.

Die demokratischen Innovationen des abgelehnten Ent-
wurfs wie Geschlechtergerechtigkeit, Anerkennung der Kli-
makrise und die Rechte der Natur werden aus der zukünfti-
gen Verfasstheit Chiles nicht so leicht wegzudenken sein 
und weltweit Millionen Menschen inspirieren.

Der vorliegende Text ist eine Analyse der politischen Situati-
on Chiles mit besonderem Augenmerk auf dem Ergebnis 
des Referendums vom 4. September 2022. Zur Beleuchtung 
der Ausgangssituation des verfassungsgebenden Prozesses 
werden zunächst die Ursachen der sozialen Unruhen des 
Jahres 2019 und deren Folgen analysiert. Darüber hinaus 
wird das Problem Chiles mit seiner Verfassung von seinem 
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EINLEITUNG

	� »Die Krise besteht gerade in der Tatsache, dass das Alte stirbt und das Neue nicht zur 
Welt kommen kann: in diesem Interregnum kommt es zu den unterschiedlichsten 
Krankheitserscheinungen.« 

	� Antonio Gramsci, Gefängnishefte (Quaderni del carcere), S. 354
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Oase in Flammen

wachsende Unzufriedenheit, die nicht nur das Einkommen 
betraf, sondern verschiedenste Dimensionen des gesell-
schaftlichen Lebens.

Am Anfang der Proteste versuchte die Regierung von Se-
bastián Piñera, den Konflikt auf ein Problem öffentlicher 
Ordnung zu reduzieren, und behauptete, die Studierenden 
seien eine laute Minderheit, die nicht die Mehrheit der Chi-
len_innen repräsentiere. Als sich die Unruhen ausweiteten, 
wurde auf deren gewalttätigen Charakter abgezielt in der 
Annahme, dass die Toleranz für diese Art der Meinungsäu-
ßerung in der Bevölkerung sehr gering sei. Der Konflikt 
wurde durch diese Strategie jedoch noch weiter angefacht: 
Innerhalb weniger Tage bahnten sich über eine Million 
Menschen ihren Weg durch die Straßen des Landes und 
forderten lautstark mehr Würde.

In dieser kathartischen Phase der Protestbewegung wa-
ren die Forderungen und Slogans so unterschiedlich und 
vielfältig wie die Gesellschaft selbst. Die Demonstrationen 
erstreckten sich dabei nicht nur auf die sozioökonomische 
Dimension, auch die Flaggen des Mapuche-Volkes wur-
den eines der Symbole der Märsche, mit denen die staat-
liche Anerkennung der indigenen Nationen gefordert 
wurde. Ebenso nahm der Feminismus, wie schon seit 
2017, als Abtreibung erstmals in drei Fällen erlaubt wurde, 
eine zentrale Rolle ein: Die feministische Gruppe Colectivo 
Las Tesis startete ihre Performance „Ein Vergewaltiger auf 
deinem Weg“, die zur antipatriarchalen Hymne des Pro-
tests wurde und auf mehr als 50 Länder überschwappte. 
Am Ende ließ die Diversität der Forderungen und die Un-
möglichkeit, diese auf einen Forderungskatalog einzu-
grenzen, jedoch nur einen gemeinsamen Nenner erken-
nen: die Wut auf die Eliten des Landes und auf die Art, 
wie sie dieses regierten.

Während der Proteste deutete zunächst nichts darauf hin, 
dass die sozialen Unruhen in einen verfassungsgebenden 
Prozess münden würden, der das Verhältnis zwischen Politik 
und Gesellschaft radikal verändern könnte. Als positiv ist 
hervorzuheben, dass auf dem Weg dorthin kein Bruch der 
demokratischen Ordnung zu beklagen war. Als negativ 
müssen hingegen die Verletzungen der Menschenrechte an-
geführt werden, die durch die Einsatzkräfte der Polizei wäh-
rend der Demonstrationen begangen worden sind (vgl. Am-
nesty International, 2020).

Am 8. Oktober 2019 erklärte der damalige chilenische Präsi-
dent Sebastián Piñera in der beliebtesten Morgensendung 
des Landes, Chile sei eine »wahre Oase stabiler Demokratie 
inmitten eines lateinamerikanischen Kontinents in Aufruhr« 
(Romero, 2019). Nur wenige Tage später, am 18. Oktober, 
rollte als Reaktion auf die marginale Erhöhung der Tarife im 
öffentlichen Nahverkehr eine nie dagewesene Protestwelle 
durch die Straßen Santiagos. In dieser Nacht brannten in 
Santiago 25 Metro-Stationen, zahlreiche Einrichtungen wur-
den geplündert. Die Regierung verhängte eine absolute 
Ausgangssperre und forderte das Militär zur Unterdrückung 
des Aufstands an, wie es seit Pinochet nicht mehr gesche-
hen war. Plötzlich stand die Oase in Flammen.

Die Geschichte der sozialen Unruhen vom Oktober 2019 be-
ginnt mit einer Handvoll Schüler_innen der Sekundarstufe, 
welche die Bevölkerung dazu aufriefen, über die Drehkreu-
ze der Metro in Santiago zu springen, um sich so der Preiser-
höhung um 30 Pesos (0,03 Euro) zu widersetzen. Wenige 
Tage darauf war auf den von Rissen durchzogenen Wänden 
der Metro eine Parole zu lesen, die die strukturelle Natur des 
Aufstands offenbarte: »Es geht nicht um 30 Pesos, es geht 
um 30 Jahre!«

Die von Ex-Präsident Piñera angesprochene Oase speiste 
sich aus zwei Quellen: der politischen Stabilität und dem 
wirtschaftlichen Wachstum. Zum einen hatte sich Chile seit 
der Rückkehr zur Demokratie im Jahr 1989 daran gewöhnt, 
dass sich Mitte-links- und Mitte-rechts-Regierungen in ei-
nem von Konsens geprägten Klima an der Macht abwech-
selten, ohne dass die Amtszeiten der Präsident_innen vor-
zeitig unterbrochen wurden. Zum anderen gehört das 
Pro-Kopf-Einkommen in Chile zu einem der höchsten in 
ganz Lateinamerika. Die offene Wirtschaft ermöglichte in 
den vergangenen Jahrzehnten ein rasches Wachstum bei 
gleichzeitiger Kontrolle von Inflation und Arbeitslosigkeit, 
was eine deutliche Senkung der Armut und einen Anstieg 
des Mindestlohns erlaubte.

Für die Demonstrierenden war diese Oase hingegen nichts 
weiter als ein Trugbild. Die politische Stabilität des Landes 
gründete sich für sie nicht auf einen legitimen Gesell-
schaftsvertrag, sondern auf eine immer stärker ausgepräg-
te Unterordnung unter die Autorität der Institutionen. Hin-
ter den prächtigen makroökonomischen Zahlen versteckte 
sich angesichts der stark ausgeprägten Ungleichheit eine 

 
 
2

OASE IN FLAMMEN



4

FRIEDRICH-EBERT-STIFTUNG – ENTTÄUSCHTE HOFFNUNG

DIE UNZUFRIEDENHEIT HINTER 
DEN ZAHLEN

Als sich in der öffentlichen Meinung ein Konsens über die 
soziale Unzufriedenheit in Chile abzeichnete, die von der 
guten wirtschaftlichen Entwicklung verdeckt worden war, 
sprachen einige von der sogenannten „Falle der mittleren 
Einkommen“, das heißt, die Erwartungen der Menschen 
steigen im Zuge des wirtschaftlichen Aufstiegs, während ih-
re Bereitschaft, die hergebrachten Verhältnisse zu akzeptie-
ren, zurückgeht. Es wäre aber wohl kaum zu den Gewal-
tausbrüchen gekommen, wenn die Proteste nur eine Anpas-
sung der Erwartungen gewesen wären. Die sozialen Unru-
hen waren vielmehr das Ergebnis des Erstarkens sozialer Be-
wegungen, die bereits seit mehr als zehn Jahren die Grund-
festen des Systems anprangerten, sowohl hinsichtlich seiner 
materiellen Dimension als auch in Bezug auf sein Legitimi-
tätsproblem.

Das in Chile umgesetzte Wirtschaftsmodell führte nicht nur 
zu wirtschaftlichem Wachstum, sondern reproduzierte 
durch die Privatisierung von Sozialleistungen sowie auf-
grund eines ungerechten Steuersystems auch Ungleichhei-
ten. Leistungen der Daseinsvorsorge wie Bildung und Ge-
sundheit hängen von der Kaufkraft ab, sogar die Renten-
gelder werden von privaten, gewinnorientierten Unterneh-
men verwaltet. Dies trifft insbesondere Frauen, deren Ren-
ten aufgrund einer der niedrigsten Lohnersatzraten im 
OECD-Raum häufig unter der Armutsgrenze liegen (vgl. 
OECD, 2019). Darüber hinaus entfallen mehr als 40 Prozent 
der Steuereinnahmen auf die Verbrauchsteuern, was wie-
derum vor allem die Ärmsten belastet, während Vermögen 
und Einkommen nur unzureichend besteuert werden. Ins-
gesamt ergibt sich das Bild eines Landes, in dem die reichs-
ten ein Prozent der Bevölkerung 33 Prozent des gesamten 
im Land erwirtschafteten Einkommens erzielen (vgl. UNPD 
Chile, 2017).

Darüber hinaus hat sich gezeigt, dass die Unzufriedenheit in 
Chile nicht nur eine Frage des messbaren Ungleichgewichts 
ist. Stattdessen wird die Ungleichheit oft als eine Art Miss-
handlung erlebt, welche die sozialen Bande so weit strapa-
ziert, dass daraus eine systemische Legitimitätskrise ent-
steht. Laut dem Politikwissenschaftler Juan Pablo Luna be-
trifft die Ungleichheit in Chile auch Menschen, die sehr na-
he beieinander leben, die in Bezug auf ihre bürgerlichen und 
sozialen Grundrechte aber Jahrzehnte voneinander entfernt 
sind (vgl. Luna, 2019).

Die Formen der Ungleichbehandlung sind sehr unterschied-
lich, angefangen bei denen, die sich für ein Hochschulstudi-
um verschuldet haben und am Ende nur ein niedriges Ge-
halt in einem Supermarkt verdienen, bis hin zu denen, die in 
Gebieten leben, die für Bergbauaktivitäten »geopfert« wur-
den (Zonas de sacrificio medioambiental), und deren Kinder 
der Umweltverschmutzung durch die Bergbaugesellschaf-
ten ausgesetzt sind. Beiden gemein ist, dass die Forderun-
gen und Beschwerden der Bürger_innen jedes Mal auf eine 
Mauer institutionellen Granits stoßen. Dies führt zu aufge-
stauter Frustration über die Funktionsweise der Demokratie 

sowie zu der individuellen Überzeugung, sich am Rande der 
Institutionen zu bewegen und von diesen nichts erwarten 
zu können.

DIE POLITISIERUNG DER UNGLEICHHEIT

Vor dem Hintergrund der sozialen Unruhen, des verfas-
sungsgebenden Prozesses und der Ergebnisse der Präsident-
schaftswahlen analysierte die internationale Presse, die chi-
lenische Gesellschaft habe sich in einen linksextremen und 
einen rechtsextremen Teil polarisiert. Natürlich war es unge-
wöhnlich, wie einerseits die Linke in mehreren aufeinander-
folgenden Wahlen siegte, andererseits aber ein rechtsextre-
mer Kandidat mit 44 Prozent der Stimmen den zweiten 
Wahlgang erreichte. Dennoch zeigen Studien, dass die poli-
tischen Tendenzen der Bürger_innen nur eine geringe Iden-
tifizierung mit dem linken oder rechten Spektrum aufweisen 
(vgl. Centro de Estudios Públicos, 2022). Während sich die 
Mehrheit der chilenischen Bevölkerung der Mitte zugehörig 
fühlt oder keine Aussage dazu trifft, verteilt sich der Rest 
gleichmäßig auf beide Enden des politischen Spektrums. In-
sofern wurden die politischen Präferenzen nicht durch die 
sozialen Unruhen polarisiert. Vielmehr hat sich das Angebot 
der Parteien verändert, sodass die erfolgreichsten politi-
schen Gruppierungen nun diejenigen waren, welche die 
nachdrückliche Forderung nach Erweiterung der sozialen 
Rechte in ihr Programm aufgenommen hatten.

Somit stellt sich die Frage, wie es in Chile von einer diffusen 
Forderung nach Würde zu einer klaren Forderung nach sozi-
alen Rechten gekommen war. Um dies zu erklären, wurde 
auf das Phänomen der »Politisierung der Ungleichheit« hin-
gewiesen, die sich im Laufe der letzten Jahre im Land vollzo-
gen hat. In Chile hat es über einen langen Zeitraum ein ho-
hes Maß an Ungleichheit gegeben, die Toleranz dafür nahm 
im Laufe der Zeit jedoch immer weiter ab. In den ersten Jah-
ren nach Pinochet stimmte das Wirtschaftswachstum opti-
mistisch, da es mit der Hoffnung auf eine Umverteilung des 
Reichtums einherging. Da dieses Versprechen aber nie ein-
gelöst wurde, verstanden die Menschen schließlich, dass 
das Trickle-down-Prinzip nicht funktionieren und der Reich-
tum sich weiter auf einen extrem kleinen Teil der Gesell-
schaft konzentrieren würde. War es früher noch akzeptabel 
gewesen, dass der Zugang zu grundlegenden Dienstleistun-
gen von der eigenen Finanzkraft abhing, wurde dies später 
als Ungerechtigkeit empfunden. 

In den ersten zwanzig Jahren nach der Rückkehr zur Demo-
kratie legte das BIP des Landes jährlich sieben bis acht Pro-
zentpunkte zu; in den letzten Jahren (vor der Corona-Pan-
demie) schrumpfte das Wachstum hingegen auf gerade ein-
mal zwei bis drei Prozentpunkte. Am Anfang stützte sich die 
Wirtschaft noch auf die Verschuldung der arbeitenden Be-
völkerung, doch mussten die Privathaushalte zunehmend 
auf Kredite zurückgreifen, um laufende Kosten wie Lebens-
mittel, Kleidung, Wohnung und besonders Bildung und Ge-
sundheit zu bezahlen. Als das Wirtschaftswachstum dann 
nachließ, erhöhte sich die Verschuldung, sodass eine Fort-
setzung des chilenischen Systems unter den zuvor gängigen 
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Bedingungen unmöglich geworden war und auch die Bür-
ger_innen ihre Lebensbedingungen mit anderen Augen sa-
hen. Auf der Suche nach den Gründen für die entstandenen 
Probleme brachten die sozialen Bewegungen einige Schlag-
worte auf, die schließlich in den Forderungen nach sozialen 
Rechten mündeten: Neoliberalismus, Ausrichtung der öf-
fentlichen Ausgaben, das Subsidiaritätsprinzip und schließ-
lich die Verfassung.
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Die chilenische Verfassung kann trotz zahlreicher Änderun-
gen, die sie im Laufe der Zeit erfahren hat, weder in ausrei-
chendem Maße als Gründungsakt für das chilenische Ge-
meinwesen herhalten noch als Grundlage zur Beilegung von 
Differenzen zwischen den Bürger_innen dienen. Nachdem 
die Chilen_innen die Verfassung als Quelle ihrer langjähri-
gen Übel identifiziert hatten, begann der verfassungsge-
bende Prozess. Aber woher kommt die Ablehnung der Be-
völkerung gegenüber ihrem »Grundgesetz«?

�UNRECHTMÄSSIGE ENTSTEHUNG

Das chilenische Verfassungsproblem reicht bis in das Jahr 
1973 zurück, als General Augusto Pinochet einen blutigen 
Staatsstreich anführte, um die demokratisch gewählte Re-
gierung Salvador Allendes zu stürzen. Dabei setzte der Dik-
tator die seit 1925 geltende verfassungsmäßige Ordnung 
außer Kraft und setzte eine Militärjunta ein. 1974 offen-
barte die Diktatur in ihrer Grundsatzerklärung den Willen, 
eine neue antimarxistische, nationalistische und katholi-
sche institutionelle Ordnung zu schaffen. Was sie in ihrer 
Doktrin von anderen lateinamerikanischen Diktaturen un-
terschied, war ein Gesellschaftsverständnis, in dem das In-
dividuum Vorrang vor dem Staat hatte, weshalb dieser nur 
subsidiäre Aufgaben übernehmen sollte, das heißt diejeni-
gen, die der Markt nicht leisten konnte. Neben dem Schutz 
des privaten Eigentums und der freien Ausübung wirt-
schaftlicher Aktivitäten war die notwendige Vorausset-
zung eines subsidiären Staates die Entpolitisierung der Ge-
sellschaft durch die tragende Rolle intermediärer Organisa-
tionen, welche die Vermittlungsfunktion von den politi-
schen Parteien übernahmen. In dem Dokument bekam die 
Anti-Staatlichkeit der Jurist_innen Pinochets eine korpora-
tistische Färbung, in der die gesellschaftlichen Gruppen ih-
re Interessen ohne Rücksicht auf das Kollektiv durchsetzen 
sollten. Obwohl das Subsidiaritätsprinzip der Diktatur den 
neoliberalen Wirtschaftspolitikansätzen entsprach, die Mil-
ton Friedman den Chicago Boys1 eintrichterte, um sie dann 
in Chile umzusetzen, war das normative Fundament der Er-
halt einer natürlichen ungleichen Ordnung oder, um mit 

1	 Die Chicago Boys waren eine Gruppe von Technokraten, die sich 
selbst als apolitisch bezeichneten, aber der politischen Rechten nahe-
standen. Sie wurden von den Ideen Milton Friedmans von der Wirt-
schaftsfakultät der Universität Chicago beeinflusst.

Hayek zu sprechen, frei von jeglicher Umverteilungsab-
sicht, die willkürlich ein fehlerbehaftetes Wissen der Reali-
tät aufzwang (vgl. Hayek, 2007).

Pinochets Neugründungsambitionen entwickelten sich zu 
einem neoliberalen Projekt, dessen institutionelle Grundla-
ge eine neue politische Verfassung sein sollte. Dafür verfass-
te eine Gruppe von acht Juristen einen Verfassungstext, 
dessen Hauptmerkmale ein starker Präsidialismus, einge-
schränkter Pluralismus und eine schwache Rolle der politi-
schen Parteien waren. Das so aufgestellte Regime sollte un-
ter der Aufsicht der Militärs und der von ihnen bestimmten 
politischen Vertreter_innen stehen. Was die Rechte anging, 
so setzte man auf die private Bereitstellung grundlegender 
Dienstleistungen wie Bildung und sogar der Wasserversor-
gung. Darüber hinaus wurde festgelegt, dass Regelungen 
zu heiklen Fragen nicht wie gewöhnliche Gesetze geändert 
werden konnten, sondern eines Quorums oberhalb der ab-
soluten Mehrheit benötigten (»quórum supramayoritario«). 
Neben den bereits erwähnten Dienstleistungen wurde so 
das Wahlsystem, die Funktionsweise der politischen Partei-
en sowie das Verbot von Tarifverhandlungen streikender Ar-
beitnehmer_innen und das Verbot der politischen Betäti-
gung von Gewerkschaftsführer_innen abgesichert. Zum 
Schutz des diktatorischen Systems wurde zudem die Presse- 
und Meinungsfreiheit eingeschränkt und ein binominales 
Wahlsystem eingerichtet, um das Entstehen unterschiedli-
cher politischer Kräfte zu verhindern.

Im Jahr 1980 führte Pinochet ein Scheinreferendum durch, 
um den Verfassungstext abzusegnen. Die Ratifizierung un-
ter diesen Bedingungen schrieb den unrechtmäßigen Ur-
sprung dieser Diktatur-Verfassung fest. Unter dem Vor-
wand, Chile sei noch nicht bereit für die Transition zur De-
mokratie, regierten die Militärs mithilfe von Übergangsbe-
stimmungen und der Verhängung des verfassungsmäßigen 
Ausnahmezustands weiter, so dass der Text erst nach der 
Rückkehr zur Demokratie in Kraft treten sollte.

DAS VOLK GEGEN SEINE VERFASSUNG

Einer der ersten internationalen Auftritte Chiles nach der 
Rückkehr zur Demokratie war die Teilnahme an der Wel-
tausstellung in Sevilla im Jahr 1992. In der brütenden Hit-
ze des spanischen Sommers präsentierte das Land eine 70 
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Das Problem mit der aktuellen Verfassung

Tonnen schwere Skulptur aus Eis, die Millionen Besucher_
innen in ihren Bann zog. Das Eis war direkt aus der Antark-
tis geholt und dann auf Schiffen der chilenischen Marine 
nach Europa transportiert worden.

Die ausgefallene Idee sollte beweisen, dass die Chilen_in-
nen in der Lage waren – ähnlich wie bei dieser Meisterleis-
tung –, andere Güter wie Obst oder Lachs zu exportieren. 
Der internationalen Presse fiel rasch die Strategie auf, Chile 
über das Image der Kälte als effizientes Land zu positionie-
ren (Dillon, 1992), während die Organisator_innen bereit-
willig hinzufügten, dass man die klare Absicht habe, sich 
vom tropischen Lateinamerika mit seinem Image der Un-
ordnung und der sozialen Konflikte abzuheben (Pinedo, 
1996). Nur vier Jahre nach dem Ende der Diktatur stand das 
Eisbergprojekt somit sinnbildlich für ein neues Kapitel in der 
chilenischen Geschichte: Der Anblick des transparenten 
und reinen Eises galt als Symbol für den Neuanfang, ohne 
Bezug zur Diktatur der Vergangenheit. Aber was versteckte 
sich unter der Spitze des Eisbergs?

Als die Chilen_innen mit der Volksabstimmung von 1988 
die Diktatur besiegten, lag ihnen die Welt zu Füßen. Hin-
ter den Kulissen blieben jedoch viele Aspekte der Diktatur 
bestehen. Die konsensbasierte Art des Übergangs zur De-
mokratie ermöglichte es Pinochet, als Senator und Ober-
befehlshaber der Armee an der Macht zu bleiben und sich 
der Verantwortung für die während seiner 17-jährigen Re-
gierungszeit begangenen Menschenrechtsverletzungen 
zu entziehen. Die chilenische Transition bestand einfach 
ausgedrückt also darin, die institutionelle Stabilität des 
neuen Regimes mit Schweigen und Straflosigkeit für die 
Militärs zu erkaufen. Allerdings war dies nicht das einzige 
Zugeständnis: Im Unterschied zu den Spanier_innen im 
Jahr 1978 oder den Brasilianer_innen im Jahr 1988 erar-
beiteten die Chilen_innen bei der Rückkehr zur Demokra-
tie keine neue Verfassung. Als Chile aus der langen Nacht 
der Diktatur erwachte, war die unrechtmäßige Verfassung 
noch immer da.

Die problematischsten Elemente der Verfassung aus dem 
Jahr 1980 wurden beim Übergang zur Demokratie zwar 
reformiert, wesentliche autoritäre Elemente blieben je-
doch in der Verfassung verankert, beispielsweise die Exis-
tenz von Senator_innen, die von bestimmten Instanzen 
des Staates ernannt werden konnten, die Beibehaltung ei-
nes Senatorenpostens für Pinochet, ein System hoher Hür-
den zur Reform der Verfassung, das binominale Wahlsys-
tem, das eine Pattsituation zwischen den beiden stärksten 
Koalitionen hervorbrachte, sowie ein System hoher Hür-
den zur Abänderung der zentralen Säulen des neolibera-
len chilenischen Modells (vgl. Garretón Merino & Gar-
retón, 2010).

Obwohl Chile in den internationalen Rankings zur Bewer-
tung des Übergangs zur Demokratie und der demokrati-
schen Entwicklung aufgrund seiner makroökonomischen 
Ergebnisse sehr gut abschnitt, verwandelte sich das Land 
im Laufe der Zeit zu einer unvollständigen Demokratie (vgl. 
Garretón Merino, 2003). Der Preis für das Beibehalten der 

Verfassung aus dem Jahr 1980 war die fehlende Akzeptanz 
durch die Bevölkerung – ihre unrechtmäßige Entstehung 
wurde so zu einer unrechtmäßigen Existenz. 

In den letzten 30 Jahren wurden in Chile wiederholt Verfas-
sungsreformen durchgeführt, um Überreste der Diktatur zu 
beseitigen, wie zum Beispiel das hohe Ausmaß an Autono-
mie und politischer Einflussnahme durch die Streitkräfte. 
Die Tatsache, dass es bis zum heutigen Tag ein Verfassungs-
problem gibt, zeigt jedoch, dass diese Reformen die Verfas-
sung keineswegs stabilisierten, sondern stattdessen eine 
noch größere Ablehnung in der Bevölkerung hervorriefen. 
Die Verfassungsreformen aus dem Jahr 2005 ließen bei-
spielsweise das Wahlsystem unangetastet und stärkten da-
für die Befugnisse des Verfassungsgerichts, das so zu einer 
dritten gesetzgebenden Kammer aufstieg, deren Beset-
zung anteilsmäßig unter den beiden großen Mehrheitsblö-
cken aufgeteilt wurde. Geblendet von den Vorzügen des 
von Pinochet entworfenen Wahlsystems sahen die jeweili-
gen Regierungen nicht die Gefahren, die sich hinter der 
Fortschreibung und Verschärfung der Repräsentativitäts-
probleme verbargen.

Im Jahr 2006 organisierten erstmalig seit der Wiedereinfüh-
rung der Demokratie Schüler_innen der Sekundarstufe die 
ersten großen Proteste gegen das privatisierte Bildungssys-
tem und den schlechten Zustand des öffentlichen Bildungs-
sektors. Beides hat seinen Ursprung in dem aus Diktaturzei-
ten stammenden Grundlagengesetz zur Bildung (LOCE). 
Die Schülerbewegung war nur die erste in einer Reihe ver-
schiedener Bewegungen, deren Forderungen aufgrund von 
Gesetzen aus der Diktatur und den Urteilen des Verfas-
sungsgerichtshof nicht stattgegeben werden konnte. Die 
Verfassung wurde somit zu einem wiederkehrenden 
Bremsklotz für die sozialen Bewegungen und stand in ei-
nem widersprüchlichen Verhältnis zur Forderung nach sozi-
alen Rechten.

Neben ihrer unrechtmäßigen Entstehung war es also auch 
die aktuelle Verfassungsproblematik, die zu der Entschei-
dung führte, eine neue Verfassung für Chile zu entwerfen, 
um die Gewaltausbrüche bei den sozialen Unruhen von 
2019 zu beenden.



Als sich die Parteien auf den verfassungsgebenden Prozess 
einigten, war einer der Kritikpunkte der Konservativen, dass 
man damit eine Lösung aus dem Ärmel zaubern würde, die 
mit den realen Problemen der Menschen nichts zu tun hät-
te – die Verfassung sei ein abstraktes Thema. Der Gedanke 
eines verfassungsgebenden Prozesses war aber bereits seit 
vielen Jahren Teil der Agenda der sozialen Bewegungen. 
Dies ging so weit, dass die zweite Regierung Michelle Ba-
chelets einen Vorschlag zur Verfassungsänderung auf den 
Weg brachte, der die Beteiligung der Bürger_innen vorsah. 
Ziel war eine Abstimmung im Kongress zur Verabschiedung 
der Verfassungsänderung mit einer Reihe vorgeschalteter 
Bürgerdialoge als Input für die Erstellung des Entwurfs. Die 
Konsultation wurde als Erfolg gewertet, später aber ange-
sichts der mangelnden Untersützung aus konservativen 
Kreisen (vor allem der Christdemokrat_innen) von der Regie-
rung verworfen.

Als der konservative Piñera die darauffolgenden Wahlen ge-
wann, ließ er Bachelets Entwurf einer neuen Verfassung im 
Kongress ruhen. Bei einem Abendessen mit einflussreichen 
Unternehmer_innen des Landes rühmte sich der Innenminis-
ter unter dem Beifall der Anwesenden damit, die Verfas-
sungsänderung ausgebremst zu haben, was zu einer lebhaf-
ten Diskussion unter den Anwesenden führte. Danach wur-
de nicht mehr darüber gesprochen, bis die Politik von der 
Realität eingeholt wurde. In der »Feuer-und-Wut-Nacht des 
chilenischen Oktobers« (Titelman, 2019) berichteten die 
Fernsehsender ungläubig über die Ereignisse. Niemand hat-
te diese Unruhen kommen sehen. Doch hatte sich nun eine 
echte Chance aufgetan, die Verfassung aus dem Jahr 1980 
zu ersetzen. 

POLITISCHER AUSWEG AUS DER KRISE

Über die möglichen Auswege aus der politischen Krise Ende 
2019 lässt sich im Nachhinein trefflich streiten. Damals gab 
es erhebliche Differenzen innerhalb der Linken, welchen 
Weg man angesichts der generellen Infragestellung staatli-
cher Institutionen und des Fehlens von Führungspersönlich-
keiten, die im Namen der Demonstrierenden hätten spre-
chen können, einschlagen sollte. Die Mehrheit der im Kon-
gress vertretenen Parteien drängte auf eine schnelle Eini-
gung, auch aus Angst vor einer möglichen Intervention des 
Militärs. Am Abend des 15. November 2019 einigten sich 
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die Parteien auf eine Volksabstimmung, in der über die Än-
derung der Verfassung aus dem Jahr 1980 abgestimmt wer-
den sollte. Damit verbunden war auch die Frage, welches 
Organ mit der Ausarbeitung eines neuen Verfassungstextes 
betraut werden konnte. Es ging darum, »eine institutionelle 
Lösung zu bieten, deren Ziel im Streben nach Frieden und 
sozialer Gerechtigkeit durch ein unangreifbar demokrati-
sches Verfahren Bestand haben würde« (Bibliothek des Chi-
lenischen Nationalkongresses, 2019).

Nach dieser Einigung ließen sowohl die Anzahl als auch die 
Intensität der Protestaktionen allmählich nach, während ein 
Expertenausschuss die Details des Prozesses ausarbeitete 
und Mindestanforderungen für eine neue Verfassung defi-
nierte. Damals gelang es progressiven gesellschaftlichen Or-
ganisationen im Zusammenspiel mit den politischen Partei-
en, einige aufsehenerregende Bestimmungen einzubringen. 
Weltweit einmalig sollte die verfassungsgebende Versamm-
lung Geschlechterparität sowie die Inklusion der indigenen 
Völker berücksichtigen. Am 25. Oktober 2020 stimmten die 
Chilen_innen mit einer überwältigenden Mehrheit von 78 
Prozent der Stimmen für die Ausarbeitung einer neuen Ver-
fassung. Blickt man auf die Bilder aus der »Nacht des Feuers 
und der Wut« zurück, mit der diese Geschichte begonnen 
hatte, so stellt die Volksabstimmung vom Oktober 2020 ein 
vermeintlich erfolgreiches Ende dieser politischen Krise dar. 
Doch obwohl der Prozess zunächst einen Triumph für das 
progressive Lager bedeutete, wurde diese Chance letztlich 
nicht genutzt und die tiefgehende Repräsentationskrise be-
steht weiter fort.
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Sternstunden und Innovationen des Verfassungskonvents

Die Enttäuschung über die Ergebnisse der jüngsten Volksab-
stimmung steht in direktem Gegensatz zu der Hoffnung, die 
der Prozess ursprünglich sowohl in Chile selbst als auch im 
Ausland geweckt hatte.

Nach ihrer Wahl zur Vizepräsidentin des Verfassungskon-
vents wurde die Mapuche-Aktivistin und Sprachwissen-
schaftlerin Elisa Loncón im Jahr 2021 vom Time Magazine in 
die Liste der 100 wichtigsten Persönlichkeiten aufgenom-
men, wo sie an der Seite von Joe Biden, Xi Jinping und Ka-
mala Harris in der Kategorie »Führungspersönlichkeiten« 
vertreten war. Das Time Magazine griff den Satz auf, mit 
dem sie die Arbeit des Verfassungskonvents eröffnete: 
»Heute entsteht ein neues Chile: pluralistisch, mehrspra-
chig, mit all seinen Kulturen, mit all seinen Völkern, mit sei-
nen Frauen und all seinen Territorien. Das ist unser Traum, 
wenn wir eine neue Verfassung schreiben« (Huencho, 2021). 
So begann eine hoffnungsvolle Reise für die progressiven 
Kräfte in Chile.

Es gab gute Gründe dafür, Hoffnung in den Prozess zu ha-
ben. Das neue Wahlsystem sollte die Inklusion von Frauen 
(52,4 Prozent der Bevölkerung) und indigenen Völkern (rund 
12,9 Prozent der Bevölkerung nach der letzten Volkszäh-
lung) sicherstellen, die in der Vergangenheit von den politi-
schen Entscheidungen mehrheitlich ausgeschlossen waren. 
Darüber hinaus sollten Unabhängige nun Wahlallianzen bil-
den können, um die Repräsentation sozialer Bewegungen 
zu ermöglichen. Die ablehnende Haltung gegenüber den 
traditionellen politischen Parteien und das Momentum bei 
der Forderung nach mehr sozialen Rechten boten den pro-
gressiven Kräften zudem die Chance auf ein außergewöhn-
lich gutes Wahlergebnis. Die linken Kräfte übertrafen die er-
forderliche Zweidrittelmehrheit zusammen bei Weitem, die 
für die Verabschiedung von Inhalten des Textes notwendig 
war, und konnten somit auf die politische Rechte verzichten. 
Dies ist in Chile sehr ungewöhnlich, da das rechte Spektrum 
für gewöhnlich mindestens 45 Prozent der Stimmen in allen 
Wahlen erhält. Doch mit der Zeit sollte sich zeigen, dass die 
Dinge deutlich komplizierter lagen. 

Wie erwähnt, war die Forderung nach Würde der gemeinsa-
me Nenner auf den Demonstrationen von 2019, die sich 
später zur Forderung nach Ausweitung der sozialen Rechte 
wandelte. In diesem Sinne erfüllte der neue Verfassungstext 
vollumfänglich die in ihn gesetzten Erwartungen. Bereits in 

Artikel 1 heißt es: »Chile ist ein sozialer und demokratischer 
Rechtsstaat« (Vorschlag für eine Politische Verfassung der 
Republik Chile 2022, S. 5).

Im später folgenden Kapitel über die Grundrechte wurde 
das Recht auf Gesundheit, Sozialversicherung, Bildung und 
Wohnung festgeschrieben; dies war Teil der Forderungen 
der sozialen Bewegungen. Darüber hinaus gab es auch Fort-
schritte bei neueren Rechten wie dem Recht auf eine gesun-
de Umwelt. Wäre der Verfassungsvorschlag angenommen 
worden, wäre Chile der Übergang zu einem der fortschritt-
lichsten Verfassungssysteme der Welt gelungen, in dem der 
liberale Staat durch den sozialen Rechtsstaat abgelöst wor-
den wäre – einem Staat, der nicht nur das Eigentum und die 
Freiheit schützt, sondern auch bestrebt ist, eine Balance 
zwischen Freiheit und Gleichheit herzustellen.

Der Verfassungsentwurf führte zudem neue Definitionen 
ein, um Formen von Schlechterstellung und Diskriminierung 
zu begrenzen. Zum einen wurden die Rechte von Menschen 
mit Behinderung, alten Menschen, Mädchen, Jungen und 
Heranwachsenden anerkannt; zum anderen wurde be-
schlossen, die Souveränität nicht auf die Nation, sondern 
auf das Volk als solches zu gründen, welches sich seinerseits 
aus unterschiedlichen Nationen zusammensetzt. 

Die Einführung innovativer Verfassungsinhalte erregte auch 
das Intersesse der Weltöffentlichkeit, allen voran die Frage 
der Geschlechterparität, die nicht nur eine Vorbedingung 
für das Einreichen von Kandidaturen bei Wahlen sein sollte, 
sondern Bedingung für die Zusammensetzung aller Staats-
organe. Für Chile stellte dies einen großen Schritt dar; die 
aktuell geltende Verfassung beinhaltet zum Thema Frauen 
nur das Verbot der Autonomie über deren Körper.

Der chilenische Feminismus hat mit einer Mischung aus 
fachlicher Kompetenz und sozialer Mobilisierung dafür ge-
sorgt, dass der chilenische Verfassungsentwurf als erster 
weltweit unter der Bedingung der Geschlechterparität erar-
beitet worden war. Dies hatte sich auch deutlich im Verfas-
sungstext niedergeschlagen, der eine ausgeprägte Gen-
der-Perspektive beinhaltete und die chilenische Demokratie 
als paritätisch definierte – eine weltweit einzigartige Maß-
nahme zur Teilhabe von Frauen am politischen und sozialen 
Leben. Dieser Grundsatz sollte Voraussetzung sein für re-
präsentative Ämter auf allen Ebenen, sollte aber ebenso in 
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autonomen Organen und staatlichen Unternehmen zur An-
wendung kommen sowie im privaten Sektor gefördert wer-
den. Dabei handelte es sich nicht um eine isolierte Maßnah-
me, sondern um einen breiten Gender-Ansatz (Artikel 312), 
was sich auch in der Anerkennung des Rechts auf Pflege 
(Artikel 49), die Forderung nach Unterstützung durch den 
Staat (Artikel 50), die Definition sexueller und reproduktiver 
Rechte (Artikel 61), die Verpflichtung zur gleichen Entloh-
nung für gleiche Arbeit (Artikel 46) und das Recht auf ein 
Leben ohne geschlechterbezogene Gewalt (Artikel 27) wi-
derspiegelt. Die Geschlechterparität ist bei den Chilen_in-
nen zum beliebtesten Element der Verfassung avanciert und 
ist auf internationaler Ebene absolut wegweisend für die 
Demokratien des 21. Jahrhunderts. Obwohl es noch viel 
über das Verhältnis der politischen Kräfte und den künftigen 
Weg zu diskutieren gibt, wird die Geschlechterparität nur 
schwer aus den künftigen Debatten wegzudenken sein. Fe-
ministinnen des Südens ist es gelungen, eine gruppenspezi-
fische Forderung bzw. ein umstrittenes Element des politi-
schen Spiels in ein unverzichtbares Element zur Ordnung der 
politischen Gemeinschaft zu verwandeln.

Die zweitwichtigste Innovation war das Bekenntnis zu einer 
ökologischen Verfassung, die einen Katalog ökologischer 
Menschenrechte definierte und den Rechtsanspruch auf 
Wasser garantierte, indem es in all seinen Aggregatzustän-
den zu einem Gemeingut erklärt wurde (Artikel 140). In 
dem Text wurde auf die Bedeutung der Treibhausgasreduk-
tion sowie auf die Maßnahmen zur Prävention, Anpassung 
und Abmilderung der – explizit als solche anerkannten – Kli-
makrise hingewiesen. Weltweit ist es das erste Mal, dass ein 
Verfassungsentwurf diese Definitionen enthält. Darüber hi-
naus schreibt Artikel 127 des Entwurfs fest, dass die Natur 
über Rechte verfügt und »der Staat und die Gesellschaft 
verpflichtet sind, sie mittels einer ökologisch verantwor-
tungsbewussten Verwaltung zu schützen und zu respektie-
ren sowie die umweltrelevante und wissenschaftliche Bil-
dung durch stetige Ausbildungs- und Lernprozesse zu för-
dern« (Vorschlag für eine Politische Verfassung der Republik 
Chile 2022, S. 125). Zu den Rechten der Natur gehört auch 
die unauflösliche Verbindung zwischen ihr und den Men-
schen, wie Artikel 1 des Verfassungsentwurfs besagt. Darü-
ber hinaus lag eine besondere Symbolkraft darin, dass das 
einzige Land der Welt, das sein Wassersystem entsprechend 
der aktuell geltenden Verfassung privatisiert hat, nun zu ei-
nem Land werden sollte, in dem der Staat das Wasser zu 
schützen hat und das Menschenrecht auf Wasser, Abwasser 
sowie das Gleichgewicht der Ökosysteme Vorrang besitzt 
(Artikel 140).
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Woran scheiterte die neue Verfassung?

Eine Woche vor dem Referendum über den neuen Verfas-
sungstext organisierte der Bürgermeister von Valparaíso, 
Jorge Sharp, eine kulturelle Veranstaltung zugunsten der 
Option »Apruebo« (»Ich stimme zu«). Was angesichts der 
Umfragen inmitten einer pessimistischen öffentlichen Mei-
nung als Energieschub gedacht war, wurde am Ende zum 
Todesstoß für den neuen Verfassungstext. Beim Auftritt der 
Gruppe Las Indetectables zog eines der Bandmitglieder vor 
den Augen tausender Zuschauer und vor laufender Kamera 
eine chilenische Flagge aus dem Anus hervor und schrie da-
bei: »Chile abtreiben, denn ich glaube nicht an den Staat 
und erst recht nicht an die Nation!« Die Befürworter_innen 
der neuen Verfassung verurteilten die Aktion und die Regie-
rung kündigte Anzeigen wegen Beleidigung von Staatssym-
bolen und Verletzung der Rechte der anwesenden Kinder 
und Jugendlichen an. Mit der Aktion der Band schienen sich 
die Vorurteile zu bestätigen, die über das Lager der Befür-
worter_innen der neuen Verfassung kursierten, beispiels-
weise die arrogant distanzierte Haltung der Linken zu den 
Vaterlandssymbolen. 

Die Turbulenzen rund um den Verfassungsprozesses sind je-
doch auf eine ganze Reihe von Faktoren zurückzuführen, 
von denen drei als entscheidend gelten: 1) die Kampagne 
der Angst konservativer Kreise; 2) ein zu ehrgeiziger Verfas-
sungsentwurf; und 3) der ungeschickte Verzicht des pro-
gressiven Lagers auf die Einbindung patriotischer Symbole. 
Hinzu kamen strukturelle Probleme, welche die Arbeit des 
Verfassungskonvents erschwerten. Eines dieser Probleme 
bestand darin, dass die Mitglieder die ihnen übertragene 
Aufgabe ohne einen Entwurf als Diskussionsgrundlage an-
gehen und die Aufgabe in der Rekordzeit von nur einem 
Jahr abschließen mussten. Für die Wahl der Mitglieder des 
Verfassungskonvents mussten die beteiligten Listen zudem 
in Windeseile Wahlprogramme ausarbeiten, ohne dass de-
ren Inhalte besonders präzise gewesen wären. Bedauerli-
cherweise ging es in diesem Wahlkampf vorrangig darum, 
sich von den politischen Gegner_innen abzugrenzen, wie es 
in der politischen Dynamik Chiles üblich ist. Später schritt 
der Prozess so schnell voran, dass völlig aus den Augen ver-
loren wurde, wie die Inhalte in der Bevölkerung aufgenom-
men werden. 

Der Zeitdruck führte zu einer extrem hohen Arbeitsbelas-
tung der Mitglieder, verbunden mit unzähligen Sitzungen, 
Abstimmungen und strategischen Diskussionen. Ein großer 

Teil der Mitglieder des Verfassungskonvents musste viel Zeit 
in die erforderliche fachliche Vorbereitung investieren, da sie 
nie zuvor öffentliche oder vergleichbare Ämter innegehabt 
hatten. Noch dazu fand das Ganze in einem logistischen 
Chaos statt, das auf die Nachlässigkeit der Regierung Piñera 
zurückzuführen war.

DIE KAMPAGNE DER ANGST

Die Arbeit des Verfassungskonvents wurde von den konser-
vativsten Kreisen und sämtlichen Parteien des rechten 
Spektrums von Anfang an abgelehnt, da sie eine Verände-
rung des von Pinochet geerbten Models als Bedrohung ih-
rer Interessen empfanden. Die schier grenzenlose Wider-
standskraft gegenüber jeglichen Versuchen, die aktuell gel-
tende Verfassung zu ändern oder zu ersetzen, ist ein Be-
weis für die konservative Hegemonie in Chile, unabhängig 
von der jeweiligen Regierung. Wie viel für diese Kreise auf 
dem Spiel stand, zeigt die Intensität der »Kampagne der 
Angst«, die den Verfassungskonvent in Verruf bringen und 
die Verabschiedung des neuen Textes verhindern sollte. Die 
Verleumdungskampagne setzte unglaubliche Mythen in die 
Welt wie: »Mit der neuen Verfassung verliere ich mein Ei-
genheim«, »Ich kann meine Vorsorgeersparnisse nicht an 
meine Kinder vererben« oder »Es wird eine plurinationale 
Diktatur eingesetzt«. In der BBC ist ein Artikel erschienen, 
in dem die Intensität der Desinformationskampagne darge-
stellt wird (Molina, 2022). Im April veröffentlichten die NGO 
Derechos Digitales (Digitale Rechte) und das nationale Mei-
nungsforschungsinstitut Datavoz eine Studie, derzufolge 
die Hälfte derer, die sich in den sozialen Netzwerken über 
das Verfassungskonvent informierten, falsche Informatio-
nen erhielten (Cárdenas Guzmán, 2022).

Hinzu kommt, dass einige internationale Medien – mit der 
chilenischen Rechten als Resonanzkörper – den Prozess 
ebenfalls verteufelten. Noch bevor der Verfassungskon-
vent zusammentrat, sprach das Wall Street Journal von ei-
nem »Selbstmordkommando« (O’Grady, 2022). Später 
forderte auch The Economist die Chilen_innen dazu auf, 
gegen die neue Verfassung zu stimmen und zeigte ein 
Bild des Textes auf einer Rolle Toilettenpapier (The Econo-
mist, 2022) – ebenjenes Medium, das den Staatsstreich 
von 1973 in der Vergangenheit lautstark gepriesen hatte 
(The Economist, 1973). 

 
6

WORAN SCHEITERTE  
DIE NEUE VERFASSUNG?



12

FRIEDRICH-EBERT-STIFTUNG – ENTTÄUSCHTE HOFFNUNG

EINE ZU EHRGEIZIGE VERFASSUNG

Bedenkt man, dass die Ja-Stimmen im Referendum über die 
Aufnahme des Verfassungsprozesses fast 80 Prozent betru-
gen, im späteren Referendum über den Verfassungstext al-
lerdings klar unterlegen waren, scheint es sehr unwahr-
scheinlich, dass allein die Desinformationskampagne der 
Konservativen für das Scheitern der Verfassung verantwort-
lich ist, zumal die Rechte in der Vergangenheit bereits 
mehrfach auf dieses Mittel zurückgegriffen hatte. Was war 
also dieses Mal anders? Verantwortlich waren vor allem 
zwei Faktoren: Zum einen lehnte ein großer Teil des politi-
schen Spektrums – nämlich die Mitte – den neuen Text ab, 
da sie diesen für parteiisch, spaltend und revanchistisch 
hielt. Mehrere Expert_innen und Journalist_innen teilten 
diese Analyse. Zum anderen entstand im Verlauf des verfas-
sungsgebenden Prozesses ein unpatriotischer Diskurs, der 
schließlich den Interessen der Bevölkerung zuwiderlief.

Beginnen wir mit der Uneinigkeit der politischen Mitte ge-
genüber dem neuen Verfassungstext: Während sich einige 
Parteien für die Ablehnung aussprachen (Senator_innen 
der Christdemokraten), wollten sich andere nicht positio-
nieren oder zeigten Vorbehalte gegenüber dem Text (wie 
der sozialistische Expräsident Ricardo Lagos). Die weitläu-
figste Kritik der politischen Mitte war, dass der neue Text 
parteipolitisch motiviert und demnach nicht geeignet sei, 
die Chile_innen auf Basis gemeinsamer Mindeststandards 
zu einen. Aus ihrer Sicht hätten die progressiven Mitglieder 
des Konvents so handeln müssen, als wäre die Rechte im 
Konvent stärker vertreten gewesen, da der rechte Kandidat 
bei den letzten Präsidentschaftswahlen (nach der Wahl der 
Mitglieder des Verfassungskonvents) 44,13 Prozent der 
Stimmen erhalten hatte. Die Verfassung im Konsens mit der 
Rechten zu entwerfen, hätte es vermutlicht ermöglicht, den 
Erfolg der chilenischen Verfassung sicherzustellen.

Strategisch hätte dies bedeutet, die unabhängigen linken 
Vertreter_innen im Verfassungskonvent von den Vereinba-
rungen auszuschließen und stattdessen mit der Rechten zu 
paktieren, die weniger als ein Drittel der Sitze im Konvent 
innehatte. Inhaltlich hätte dies dazu geführt, einige der For-
derungen vom Oktober 2019 fallen zu lassen. Die politische 
Mitte erwartete vom Verfassungskonvent ein Ergebnis, das 
den bestehenden sozialen Konflikt befrieden sollte und da-
bei an die Zeit nach dem Referendum vom 4. September 
2022 dachte. Diese Logik ähnelte der Politik der Abspra-
chen während des Übergangs Chiles zur Demokratie: Um 
nicht in die Zeit der jüngsten Gewaltepisoden zurückzufal-
len, musste man sich mit der Rechten einigen. Heute ist er-
wiesen, dass ein nicht unerheblicher Teil der Wählerschaft 
von diesen Argumenten überzeugt war und die politische 
Mitte mit ihrer Einschätzung recht hatte. Wobei die analy-
tisch anspruchsvollste Frage darin besteht, ob es angesichts 
der Situation, in der sich das Land seit fast drei Jahren be-
findet, einen anderen Weg gegeben hätte. 

Die Einigung der politischen Parteien auf den Verfassungs-
prozess im November 2019 holte das Land aus dem da-
mals herrschenden sozialen Ausnahmezustand, da ein 

großer Teil der Bevölkerung der Ansicht war, dass dieser 
Weg ihren Anliegen entsprechen würde. Die Ergebnisse 
des Referendums zur Änderung der Verfassung und die 
spätere Wahl von Vertreter_innen der in der Vergangen-
heit ausgeschlossenen Bevölkerungsgruppen statteten die 
Institution zudem mit einem Vertrauensvorschuss durch 
die Bevölkerung aus. Allerdings ist die Zeit konkreter Poli-
tik nie synchron mit der Zeit der Erwartungen der Bürger_
innen und die Institutionen – so neu sie auch sein mögen 
– spiegeln nicht die Bedürfnisse der gesamten Bevölke-
rung wider. In Chile existieren extrem veränderungsaverse 
Eliten sowie beträchtliche Ungleichheiten hinsichtlich wirt-
schaftlicher und sozialer Teilhabe. In diesem Umfeld wäre 
es unmöglich gewesen, einen Verfassungsweg aufzuzei-
gen, der das soziale Gefüge durch einen Konsens zwi-
schen den unterschiedlichen Positionen schnell hätte wie-
derherstellen können. Würden Reiche und Arme, Männer 
und Frauen, Indigene und Nicht-Indigene, Rechte und Lin-
ke die Ergebnisse mittragen, obwohl der Verfassungspro-
zess gerade wegen der Spannungen zwischen all diesen 
Gruppen entstanden ist? Zu erwarten, dass der Verfas-
sungsprozess ein Spaziergang werden würde, wo er doch 
als Antwort auf einen gewaltsam ausgetragenen Bruch in 
der Gesellschaft entstanden ist, war völlig unrealistisch. 
Wenn eine neue Verfassung entstehen soll, weil ihre Vor-
gängerin nicht mehr tragbar ist, kann sie nicht die Gründe 
verraten, aufgrund derer sie überhaupt erst erarbeitet 
wurde. Aus diesem Grund schlug die neue chilenische Ver-
fassung soziale Rechte im Land der Konsumgüter vor, eine 
größere Beteiligung gesellschaftlicher Gruppen, die bis da-
hin ignoriert worden waren, sowie den Schutz einer stark 
bedrohten Umwelt. Hätte Chile dem Prozess sein Vertrau-
en ausgesprochen, wenn es anders gewesen wäre? Die 
Kritik der politischen Mitte an der Unfähigkeit der neuen 
Verfassung, den sozialen Konflikt zu befrieden, gründete 
sich auf etwas Unmögliches.

Die Herausforderung der neuen Verfassung bestand darin, 
die Unzufriedenheit der einfachen Bevölkerung mit dem 
gegenwärtigen institutionellen Modell zu verkörpern und 
der Schlechterbehandlung bestimmter Gruppen Einhalt zu 
gebieten. Es scheint, dass die Aufnahme zu vieler Forderun-
gen in den Verfassungstext, von denen einige den Interes-
sen der Bevölkerungen zuwiderliefen, der Hauptgrund für 
das Scheitern war. Dem liegt ein strategischer Fehler des 
progressiven Lagers zugrunde, das vergessen zu haben 
schien, dass es um eine neue Verfassung ging und nicht um 
ihr ehrgeiziges politisches Programm.

Einige der Punkte, die bei der Bevölkerung auf den größten 
Widerstand stießen, waren die Ambiguität einer indigenen 
Justiz, eine Initiative für Steuerausgaben, die Chile in den 
parlamentarischen Populismus hätte führen können, die 
Wiederwahl des Präsidenten entgegen den Erfahrungen 
des lateinamerikanischen Umfelds, sowie die Namensände-
rung der Judikative, die zumindest auf symbolischer Ebene 
deren Autonomie beeinträchtigt hätte. Selbstverständlich 
hätten all diese Punkte a posteriori reformiert werden kön-
nen, ohne deswegen die gesamte Verfassung zu verwer-
fen. Es war jedoch relativ plausibel, dass Schadensbegren-
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zung allein nicht ausreichen würde, um ein grundlegendes 
Problem zu lösen, das im Kern des langen, vom Verfas-
sungskonvent verfassten Dokuments lag.

VERZICHT AUF DIE 
PATRIOTISCHE IDENTITÄT

Das Scheitern des Entwurfs hatte auch viel mit dem indivi-
duellen Verhalten der Vertreter_innen des Verfassungskon-
vents zu tun. Eines der Ereignisse, die in Erinnerung bleiben 
werden, ist der Fall eines Konventsmitglieds, das von seinem 
Amt zurücktrat, nachdem es das ganze Land mit einer er-
fundenen Krebserkrankung getäuscht hatte (vgl. Montes, 
2021). Ein systematischeres Problem waren zudem die stän-
digen Brandreden einiger unabhängiger Konventsmitglie-
der. Obwohl ihre Vorschläge nicht angenommen wurden, 
genügte bereits deren öffentliche Verlautbarung, um die 
Bürger_innen zu verschrecken, beispielsweise die Initiative 
zur Auflösung der Staatsgewalten nach sowjetischem Mo-
dell (vgl. Reyes, 2022). Ironischerweise führte gerade die 
nicht elitäre Zusammensetzung der Konventsmitglieder in 
den Augen der Wähler_innen zu noch mehr Elitismus und 
Distanzierung von den Bürger_innen. Dies steht sinnbildlich 
für die tiefe Krise der repräsentativen Demokratie in Chile.

Das individuelle und teils wiederholte Fehlverhalten einiger 
Konventsmitglieder war jedoch nicht ausschlaggebend. Viel 
gravierender war die Zurückhaltung des Verfassungskon-
vents in Bezug auf die chilenische Identität und die Symbole 
des Vaterlands – als ob sie den 18. Oktober (Ausbruch der 
sozialen Unruhen 2019) gegen den 18. September (Unab-
hängigkeitstag) ausspielen wollten. Damit brüskierten die 
progressiven Kräfte vor allem die einfache Bevölkerung. An-
scheinend hatten sie vergessen, wie bei den Protesten im 
Jahr 2019 riesige chilenische Flaggen durch das ganze Land 
getragen wurden.

Dem Verfassungstext war es nicht gelungen, auch denjeni-
gen einen geeigneten Raum zu bieten, die sich mit Vater-
landssymbolen identifizieren, obwohl die Möglichkeit dazu 
bestanden hätte (vgl. Titelman, 2022). Wenn Vielfalt gedeiht 
und die Gleichheit gewährleistet ist, wird die politische Ge-
meinschaft gestärkt, sodass sich das Vaterland nicht nur 
durch seine Grenzen oder die Kriege der Vergangenheit de-
finiert, sondern auch durch das Maß an Solidarität unter sei-
nen Bürger_innen.

Die chilenische Dichterin Gabriela Mistral pflegte zu sagen, 
das Vaterland sei die Landschaft der Kindheit, womit sie auf 
die Tatsache anspielte, dass sich schon früh im Leben das 
Gefühl der Zugehörigkeit zu einer Gemeinschaft herausbil-
det (vgl. Mistral, 2015). In diesem Sinne ist das private Um-
feld für die Stärkung der gemeinsamen Werte bzw. das Pat-
riotismusgefühl der Bürger_innen von großer Bedeutung. 
Als Artikel 46 des Verfassungsentwurfs auf die Verpflich-
tung des Staates verwies, »die Vereinbarkeit von Beruf, Fa-
milie und Pflege« zu ermöglichen, war dies patriotischer 
Vorschlag, der die für diese Botschaft empfänglichen Kreise 
hätte ansprechen können. Allerdings fehlte das entspre-

chende Wort im Text und fand auch sonst im politischen 
Diskurs keine große Beachtung.

Die Befassung des Obersten Gerichtshofs mit der indige-
nen und nicht indigenen Rechtsprechung greift die Idee ei-
ner in ihrer Vielfalt geeinten Gemeinschaft auf. Doch wur-
de auch hier nicht von einem plurinationalen Vaterland ge-
sprochen. Stattdessen wurde der Eindruck erweckt, die Er-
klärung Chiles zum plurinationalen Staat würde mit der 
Abkehr von dessen chilenischen Charakter einhergehen. 
Im Nachhinein wäre es nützlich gewesen, an das Konzept 
des »Verfassungspatriotismus« zu erinnern, das im Grunde 
bedeutet, sich zu den demokratischen Werten der Verfas-
sung zu bekennen (Sternberger, 2001)2. Die (vermeintliche) 
Nichtachtung patriotischer Symbole ist aber kein neues 
Phänomen, auch die Referenden um den Brexit und das 
Friedensabkommen in Kolumbien im Jahr 2016 scheiterten 
aus ähnlichen Gründen. 

2	 Mit der Einführung des Konzepts des Verfassungspatriotismus, dem-
zufolge die politische Gemeinschaft sich auch auf die gemeinsamen 
Vereinbarungen der Verfassung stützen könne, einschließlich der 
Umwandlung der Menschenrechte in Bürgerrechte, versuchte Stern-
berger zu widerlegen, dass allein die Blut-und-Boden-Ideologie das 
Deutschland der Nachkriegszeit einen könne. 
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ERGEBNISSE DES REFERENDUMS

Weder die Meinungsumfragen noch die pessimistischsten 
Prognosen hatten vorhergesagt, mit welch überwältigen-
der Mehrheit die neue Verfassung am 4. September 2022 
abgelehnt wurde. Von den mehr als 15 Millionen Chilen_in-
nen, die zur Wahlurne gingen (86 Prozent der eingetrage-
nen Wähler_innen), sprachen sich 61,86 Prozent gegen die 
neue Verfassung aus, nur 38,14 Prozent stimmten für den 
Entwurf. Dabei ist zu beachten, dass es insgesamt 4.860.093 
Stimmen für den Entwurf gab – fast die gleiche Stimmenan-
zahl, mit der Präsident Gabriel Boric die letzte Präsident-
schaftswahl gewonnen hatte (4.621.231). Es liegt also na-
he, dass der starke Anstieg der Wahlbeteiligung – teilweise 
auch durch die Einführung der verpflichtenden Stimmabga-
be – größtenteils auf die Gegner_innen des Verfassungs-
entwurfs entfällt. 

Der Entwurf der neuen Verfassung wurde in allen Regio-
nen des Landes abgelehnt, in drei Regionen im Süden 
Chiles sogar mit über 70 Prozent. Auf der kommunalen 
Ebene setzten sich die Befürworter_innen in nur acht von 
246 Kommunen durch – im Vergleich zum ersten Refe-
rendum zur Einsetzung des Verfassungskonvents waren 
die Ergebnisse katastrophal. In der von der Kommunisti-
schen Partei verwalteten Kommune Santiago erzielten die 
Befürworter_innen beim ersten Referendum 79 Prozent, 
verloren die Abstimmung über den Verfassungsentwurf 
nun aber mit 46,81 Prozent. In Valparaíso (mit dem par-
teilosen linken Bürgermeister Jorge Sharp) waren es beim 
ersten Referendum 82,77 Prozent, jetzt hingegen nur 
noch 49,66 Prozent.

Die Erklärungsansätze für das Ergebnis des Referendums 
sind verschieden. Dennoch liegt nahe, dass die Wähler_in-
nen durch die sozialen Unruhen weder weiter nach links, 
noch in dem einen Jahr nach Beginn des Verfassungspro-
zesses politisch weiter nach rechts gerückt sind. Das Refe-
rendum wurde von einer breiten Mehrheit entschieden, die 
sich selbst mit der politischen Mitte identifiziert oder vorab 
keinerlei Präferenz geäußert hat. Die Verfassung von 1980 
war politisch sehr weit rechts von den Durchschnittswäh-
ler_innen einzuordnen, wohingegen der neue Verfassungs-
entwurf zu weit links ausgerichtet war. Dies entspricht auch 
den Ergebnissen der Umfragen, in denen die Mehrheit der 
Befragten sich nur vage für die eine oder andere Option 

aussprach, meist mit der Absicht, später noch Reformen 
einzubringen. Die Abstimmung scheint folglich zu bestäti-
gen, dass sich die chilenische Gesellschaft politisch nicht 
weiter polarisiert hat.

Allerdings ist es noch zu früh, um endgültige Schlüsse zu 
ziehen. Die Analyse von Fernández und Guzmán liefert 
erste relevante Daten, die nach soziodemografischen Vari-
ablen aufgeschlüsselt sind (Fernández / Guzmán, 2022): 
Erstens war der Triumph der Verfassungsgegner_innen in 
den Kommunen mit den niedrigsten Einkommensgruppen 
am größten, hier war auch die durchschnittliche Wahlbe-
teiligung am höchsten. Zwar scheint es zunächst paradox, 
dass der Verfassungsentwurf ausgerechnet von den Be-
völkerungsgruppen abgelehnt wurde, die den Prozess 
durch die Forderung nach mehr sozialen Rechten im Jahr 
2019 überhaupt erst ausglöst hatten, doch haben mittler-
weile offenbar andere Anliegen der Wähler_innen die 
Oberhand gewonnen, die ihren Ursprung ebenso in den 
Unruhen von 2019 haben könnten: Die sozialen Unruhen 
waren ein Moment der Katharsis gegen die Eliten des Lan-
des. Wurde dieses Gefühl anfangs noch von den Linken 
aufgegriffen, war es am Ende eher von den Rechten be-
setzt worden. Wie ein Pendel schwang das Aufbegehren 
von der Ablehnung des geltenden Wirtschaftsmodells hin 
zur Verteidigung der traditionellen Werte, die mit dem 
neuen Verfassungsentwurf plötzlich in Gefahr schienen. 
Beiden Momenten gemein ist der Wunsch nach Abstra-
fung der Politiker_innen, was sich bei jeder Wahl erneut 
zeigt. Die Logik der Verfassungsreferenden ist in dieser 
Hinsicht besonders ungünstig: Bekommen Wähler_innen 
einen langen Text vorgelegt, dann reicht oft schon ein 
kleiner negativer Teil, um diesen abzulehnen. Offensicht-
lich war es ein strategischer Fehler der progressiven Mit-
glieder, aus dem Verfassungsentwurf eine lange Einkaufs-
liste zu machen.

Das Prinzip der Plurinationalität hatte allem Anschein nach 
die größte Auswirkung auf das Wahlergebnis. Laut der 
oben erwähnten Analyse von Fernández und Guzmán, in 
der die Wähler_innen nach ländlichen und städtischen Ge-
meinden aufgeschlüsselt werden, war die Ablehnung der 
Verfassung in ländlichen Gegenden besonders hoch. Das 
deutet darauf hin, dass die Bedeutung von patriotischen 
Symbolen, die vor allem im ländlichen Raum präsent sind, 
von der Linken unterschätzt wurde. 
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Ein weiterer auffälliger Befund ist die überwältigende Ab-
lehnung in den vier Kommunen mit der größten indigenen 
Selbstidentifikation: Camiña (88 Prozent), Alto Biobío (72 
Prozent), Colchane (95 Prozent) und Saavedra (69 Prozent). 
Das zeigt, dass der Plurinationalismus sowohl auf kommuni-
kativer als auch auf inhaltlicher Ebene falsch präsentiert 
wurde.

CHILE IM INTERREGNUM

Am Morgen nach dem Referendum öffnete die westliche 
progressive Avantgarde die Nachrichtenseiten im Internet 
und glaubte ihren Augen nicht zu trauen: Die visionäre neue 
Verfassung Chiles war mit großer Mehrheit abgelehnt wor-
den und unterbrach somit das Narrativ der Hoffnung, das 
mit dem »neuen« chilenischen Weg und seinen Lehren für 
die Welt verbunden war. Als die Chilen_innen an jenem 
Morgen erwachten, wartete hingegen keine Überraschung 
auf sie: Die Verfassung aus dem Jahr 1980 war immer noch 
da. Natürlich hatten sich die gesellschaftliche Unzufrieden-
heit und die Politikverdrossenheit nicht in Wohlgefallen auf-
gelöst, aber Chile hatte einmal mehr seine Ablehnung ge-
genüber dem Establishment gezeigt, wenn auch nicht in 
Form von Kritik gegen die sozialen Ungleichheiten, sondern 
in Form von Ablehnung der Lösungen, die von den Eliten 
angeboten wurden.

Nach dem Wahlausgang konnten konservative Politiker_in-
nen, die Eigentümer_innen der wichtigsten Kommunikati-
onsmedien und die Wirtschaft erleichtert aufatmen, nach-
dem der Verfassungsentwurf, den sie für eine Bedrohung 
für die Seele des Landes hielten, gescheitert war. Doch ist 
das Scheitern des Verfassungsprozesses lediglich die Fort-
schreibung eines ungelösten Problems, das sie früher oder 
später wieder einholen wird. Die Corona-Pandemie hat das 
Ausmaß der sozialen Krise weiter verschärft und die extre-
me Armut auf das Niveau der 1990er-Jahre zurückfallen las-
sen. Darüber hinaus wird für Lateinamerika und die Karibik 
ein geringes Wirtschaftswachstum und die Beschleunigung 
der Inflation vorausgesagt, was die Länder der Region nega-
tiv beeinflussen wird (vgl. CEPAL, 2022). In Chile könnte da-
her ein neuerlicher und vielleicht sogar gewaltigerer sozialer 
Ausbruch als 2019 die Folge sein.

Präsident Boric widerum scheint die Botschaft des Volkes 
richtig verstanden zu haben. In versöhnlichem Ton begrüßte 
der Präsident die hohe Wahlbeteiligung des chilenischen 
Volkes beim Referendum und rief dazu auf, sich über die 
Meinungsverschiedenheiten hinweg zusammenzufinden. 
Dementsprechend nutzte er seine Rede, um alle Parteien 
dazu aufzurufen, sich über die Fortsetzung des Verfassungs-
prozesses zu verständigen. Dem Präsidenten ist klar, dass 
der Nationalkongress einen neuerlichen Verfassungsprozess 
wird koordinieren müssen, weshalb eine Einigung mit dem 
rechten Lager unerlässlich ist.

Nichtsdestotrotz schränken die schwierige wirtschaftliche 
Situation und die damit verbundenen Probleme, wie die Zu-
nahme der Straftaten und der Kriminalitätsrate, das Zeit-

fenster zur Umsetzung des lang gehegten Wunschs nach ei-
ner Reform der Verfassung ein. Denkt man an Gramscis Idee 
vom Interregnum zurück, hat in Chile eine Phase der institu-
tionellen Transition begonnen, die schon bald ein jähes En-
de finden könnte. Chiles Kräfte sind begrenzt und konzent-
rieren sich derzeit auf ein unbekanntes Ziel, auf dessen Weg 
auch Gefahren lauern könnten, wie die Rückentwicklung zu 
autoritären Strukturen. Daher stellt sich die Frage, inwieweit 
es sinnvoll ist, den Weg der Verfassungsänderung sofort 
weiterzugehen, während die neue Welt in sich zusammen-
bricht und die reaktionärsten Kräfte Siege sammeln, um an 
die Macht zurückzukommen. Boric hat offensichtlich keine 
Antwort auf diese Frage, doch in Momenten, in denen tra-
ditionelle Politiker_innen hastig die gleichen Antworten ge-
ben, die sie schon die letzten 30 Jahre gegeben haben, sind 
Zweifel eine unterschätzte Tugend.

Abschließend lassen sich zwei positive Schlussfolgerungen 
ziehen: Trotz der Niederlage im Referendum scheinen die 
progressiven Kräfte Chiles eine beachtliche Unterstützung 
mobilisieren zu können, mit der sich die soziale Transforma-
tion weiter umsetzen lässt. Die unglaubliche Übereinstim-
mung der Stimmenzahl Borics im zweiten Wahlgang der 
Präsidentschaftswahl mit der Stimmenzahl des Ja-Lagers im 
Referendum positioniert die Linke bei stabilen 38 Prozent 
der Wähler_innen. Zudem handelt es sich dabei um Teile der 
Gesellschaft, die seit den Studentenbewegungen vor zehn 
Jahren große Erfahrungen bei der Mobilisierung sammeln 
konnten. Im Vergleich hat sich gezeigt, dass es für eine lang-
fristige Transformation entscheidend sein kann, auf eine so-
lide Basis an Unterstützer_innen zählen zu können. Dabei 
stellte sich für die neuen chilenischen Linken als großer Er-
folgsfaktor heraus, dass sie sich mit sozialen Bewegungen 
verbunden haben, deren Forderungen außerhalb der traditi-
onellen institutionellen Politik lagen. Diese Erfahrung könn-
te weltweit als Modell dienen. 

Als zweiter positiver Effekt können die Fortschritte zählen, 
die im Entwurf der abgelehnten Verfassung aufgezeigt wur-
den und als Messlate aus künftigen demokratischen Prozes-
sen nicht mehr wegzudenken sind. Sollten andere Länder 
sich vornehmen, ihren Gesellschaftsvertrag zu aktualisieren, 
werden die Themen Geschlechterparität und Schutz der 
Umwelt sehr wahrscheinlich aufkommen.
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Am 4. September 2022 lehnte die chile-
nische Bevölkerung den Verfassungs-
entwurf ab, mit dem die unter der Pino-
chet-Diktatur entstandene und seit 
1980 geltende Verfassung ersetzt wer-
den sollte. Der Weg zu einer neuen Ver-
fassung war nach dem Beginn der Un-
ruhen von 2019 eingeschlagen worden. 
Nach dem Scheitern des Referendums 
könnte Chile in Zeiten großer wirt-
schaftlicher Ungewissheit nun eine wei-
tere politische Krise erleben.

Weitere Informationen zum Thema erhalten Sie hier: 
https://www.fes.de/referat-lateinamerika-und-karibik/

Der Wille der Bevölkerung, die aktuelle 
Verfassung zu ändern, ist nach wie vor 
da. Die Regierung muss nun einen neu-
en Prozess einleiten, dessen Herausfor-
derung darin bestehen wird, die Stär-
ken des ersten Entwurfs beizubehalten 
und gleichzeitig auf Kritik zu reagieren.

Die demokratischen Innovationen des 
Verfassungsentwurfs hinsichtlich Ge-
schlechtergerechtigkeit und Umwelt-
schutz sind weltweit wegweisend und 
werden nicht so leicht rückgängig zu 
machen sein.

ENTTÄUSCHTE HOFFNUNG
(Noch) keine neue Verfassung für Chile


